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über die Sitzung des  
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======================================================================= 
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Sitzungsleitung:  Herr Bürgermeister Jasper 
 
 
Teilnehmer von der Verwaltung:  Herr Erster Stadtrat Leyendecker 
 Herr Apel, Fachbereich Städtebau 
 Herr Schmidt, Fachbereich Städtebau 
 Herr Obermeyer, Fachbereich Bürger und 
 Ordnung 
 Herr Lietzke, Stadtwerke AG 
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 b) Straßen-/Kanalbaumaßnahmen Bismarckstraße 
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 g) Gegen Kinderarbeit weltweit: Spendenaktion von terre des hommes 
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Herr Bürgermeister Jasper begrüßt die anwesenden Ratsmitglieder und die etwa 150 Bürge-
rinnen und Bürger. Er erinnert einführend an den Beschluss des Rates, 7 zusätzliche Ortsrä-
te in Osnabrück einzurichten. Da die Wahl dieser neuen Ortsräte aus rechtlichen Gründen 
erst im Herbst 2006 möglich ist, werden in der Übergangszeit Bürgerforen durchgeführt. Herr 
Bürgermeister Jasper erläutert im Folgenden die für die Bürgerforen in der Geschäftsord-
nung festgelegten Regeln.  
 
 
1. Anregungen und Wünsche (TOP 1)  
 
a) Ausbau der unteren Wilhelmstraße  
Herr Sunderdiek bemängelt, dass bei dem Ausbau der unteren Wilhelmstraße zu wenig 
Parkbuchten und Grünflächen vorgesehen wurden.  
 
Herr Apel erläutert, dass die jetzige Ausgestaltung auf ausdrücklichen Wunsch einer Anlie-
gerinitiative vom Stadtentwicklungsausschuss so beschlossen wurde. Er verspricht, den 
Wunsch auf Einrichtung zusätzlicher Grünflächen zu prüfen bzw. weiterzuleiten.  
 
b) Baumaßnahmen an der Roonstraße  
Herr Heyers erinnert daran, dass sich die Baumaßnahmen an der Roonstraße über einen 
Zeitraum von 1 ½ Jahren hingezogen haben und zu befürchten ist, dass weitere Bauarbeiten 
im Umfeld folgen werden.  
 
Herr Schmidt bestätigt, dass die Baumaßnahme an Friedrich- und Roonstraße innerhalb 
eines Zeitraumes von 1 ½ Jahren durchgeführt wurde. Verzögerungen sind u.a. durch eine 
notwendig gewordene erneute Ausschreibung entstanden. Er kündigt an, dass bei künftigen 
Baumaßnahmen wie z.B. im Bereich Roonstraße/Straßburger Platz im Jahr 2004 die laufen-
de Befahrbarkeit der Straße und die Erreichbarkeit der Grundstücke verbessert wird.  
 
c) Verkehrssituation Blumenthalstraße  
Herr Grober beklagt als Anlieger, dass die Aufpflasterungen an der Kreuzung Blumenthal-
straße/Werderstraße zu niedrig und damit nicht effektiv genug sind. Ferner bittet er die Ver-
waltung, das Befahren der Gehwege durch Radfahrer mithilfe von Sperren zu verhindern.  
 
Herr Schmidt räumt ein, dass die Blumenthalstraße im Moment durch die Baumaßnahme an 
der Sophie-Charlotte-Straße eine besondere Belastung erfährt. Er verdeutlicht, dass die vor-
handenen Schwellen das laut Straßenverkehrsordnung zulässige Maß voll ausgeschöpft 
haben, sich die Wirkung aufgrund der Straßenneigung allerdings relativiert. Herr Schmidt 
erklärt, dass das Befahren des Bürgersteiges durch die Radfahrer nicht zulässig, die Aufstel-
lung von Bügeln allerdings verkehrstechnisch nicht umsetzbar ist.  
 
d) Bebauung Caprivi-Kaserne  
Auf Nachfrage von Bürgern erläutert Herr Apel, dass von Verwaltung und Politik nach wie vor 
nicht beabsichtigt ist, eine Ein- und Ausfahrt vom Baugebiet Sophie-Charlotte-Straße zur 
Blumenthalstraße einzurichten. Ein Bürger äußert die Befürchtung, dass die Sperre zur Blu-
menthalstraße nicht lange Bestand haben wird und durch die geplante erhebliche Aufsto-
ckung der Wohneinheiten eine erhebliche Belastung der Blumenthalstraße zu verzeichnen 
sein wird. Herr Apel entgegnet, dass die Verwaltung die vom Investor beantragte Erhöhung 
der Wohnungseinheiten ablehnt und der Stadtentwicklungsausschuss am gleichen Abend 
über diesen Punkt zu entscheiden hat.  
 
Herr Bürgermeister Jasper erinnert in diesem Zusammenhang daran, dass ursprünglich bis 
zu 67 Wohneinheiten in dem Baugebiet vorgesehen waren und die jetzige Planung eine 
durchaus verträgliche Lösung darstellt.  
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Herr Haarmann ergänzt, dass der Stadtentwicklungsausschuss in der Sitzung am gleichen 
Tage noch keinen endgültigen Beschluss hierüber gefasst hat. Es wurde jedoch deutlich 
signalisiert, dass auf keinen Fall mehr als 25 Wohneinheiten zugelassen werden sollen.  
 
Ein Anlieger der Friedrichstraße gibt zu bedenken, dass bei einer Sperrung der Ausfahrt zur 
Blumenthalstraße erhebliche Probleme in der Caprivistraße und Friedrichstraße zu erwarten 
sind. Bereits zum jetzigen Zeitpunkt ist eine deutliche Mehrbelastung zu spüren. 
 
Herr Apel verdeutlicht, dass die Probleme an der Caprivistraße dadurch verursacht werden, 
dass dort erheblicher überörtlicher Verkehr zu verzeichnen ist, der aus Sicht der Verkehrs-
planer dort nicht hingehört.  
 
Herr Haarmann macht darauf aufmerksam, dass die Fachhochschule ein Grundstück mit 
Ausfahrt auf die Blumenthalstraße erworben hat und äußert Zweifel, dass diese Ausfahrt von 
der Stadt verwehrt werden kann.  
 
Herr Apel verweist auf die regelmäßigen Gespräche zwischen Verwaltung und Fachhoch-
schule und äußert die Einschätzung, dass eine vernünftige Regelung gefunden werden 
kann.  
 
Ein Bürger bittet um Einschätzung, wie sich der Neubau des Hörsaals im dortigen Bereich 
auswirken wird und bittet um Vorstellung konkreter Zahlen.  
 
e) Schließung des Studiengangs Physiotherapie und Ergotherapie an der Fachhochschule 
 Osnabrück  
Frau Fischer weist darauf hin, dass im Rahmen des Hochschuloptimierungsprogramms von 
der Landesregierung die Schließung des Osnabrücker Studiengangs für Physiotherapie und 
Ergotherapie beschlossen wurde. Sie bittet alle Anwesenden, sich für einen Erhalt dieses 
Studiengangs einzusetzen.  
 
Herr Bürgermeister Japser erinnert daran, dass sich der Rat durch einen Beschluss in der 
letzten Sitzung bereits für die Erhaltung bzw. Stärkung des Standortes Osnabrück ausge-
sprochen hat.  
 
Herr Leyendecker verdeutlicht, dass es sich hierbei um eine Entscheidung auf Landesebene 
handelt und die Einflussmöglichkeiten der Stadt Osnabrück sehr gering sind. Er betont, dass 
der Universitäts- und Fachhochschulstandort Osnabrück trotz der erwähnten Schließung 
nach wie vor sehr gut dasteht. 
 
Herr Bürgermeister Japser regt an, die Osnabrücker Landtagsabgeordneten in dieser Ange-
legenheit um Unterstützung zu bitten.  
 
Frau Groskurt äußert die Einschätzung, dass in dem Hochschuloptimierungsprogramm 
durchaus noch Änderungen erreicht werden können. Sie stellt fest, dass alle Osnabrücker 
Landtagsabgeordneten sich für den Erhalt dieses Studiengangs in Osnabrück einsetzen.  
 
f) Buswartehäuschen im Bereich des Niedersachsenbades  
Ein Bürger macht darauf aufmerksam, dass im Bereich der Berufsschule und des Nieder-
sachsenbades an der Natruper Straße eine überdachte Bushaltestelle fehlt.  
 
g) Verkehrssituation Arndtstraße  
Herr Feldkamp berichtet, dass das Linksabbiegeverbot an der Kreuzung Katharinenstraße/ 
Arndtstraße nicht beachtet und auf der Arndtstraße generell sehr schnell gefahren wird. Auf-
grund des groben Pflasters ist festzustellen, dass Radfahrer häufig auf die Fußwege auswei-
chen. Ferner weist er auf die chaotischen Parkzustände in der Synagogenstraße hin. Er bit- 
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tet die Verwaltung um Mitteilung, wann ein Anwohnerparken im Katharinenviertel eingeführt 
wird.  
 
Herr Apel erläutert einführend, dass sich die zuständigen politischen Gremien unter gründli-
cher Abwägung der Vor- und Nachteile für das Natursteinpflaster im Katharinenviertel aus-
gesprochen haben. Er bestätigt, dass sich die Einführung des Anwohnerparkens aufgrund 
von Aktivitäten in anderen Stadtteilen verzögert hat. Die hierfür notwendige Analyse wurde 
mittlerweile fertiggestellt und das Verfahren wird fortgesetzt.  
 
Herr Obermeyer ergänzt, dass es sich bei der Synagogenstraße um einen verkehrsberuhig-
ten Bereich handelt, so dass dort nur auf ausdrücklich hierfür vorgesehenen Flächen geparkt 
werden darf. Aufgrund des hohen Parkdrucks wurden in der Vergangenheit bei den regel-
mäßigen Kontrollen zahlreiche Verstöße festgestellt.  
 
h) Verkehrssituation Bismarckstraße  
Ein Anlieger schildert, dass an der Bismarckstraße ein hoher Parkdruck bei gleichzeitig zu-
nehmendem Durchgangsverkehr herrscht.  
 
Herr Apel kündigt an, dass dieser Bereich nach dem Katharinenviertel für die Einführung ei-
nes Anwohnerparkens vorgesehen ist. In diesem Zusammenhang teilt Herr Schmidt mit, 
dass im nächsten Jahr zwischen Blumenthalstraße und Bismarckplatz Kanal- und Straßen-
baumaßnahmen durchgeführt werden. Die Sanierung im restlichen Teil der Bismarckstraße 
wird im Zeitraum ab 2006 erfolgen. 
 
Herr Lietzke ergänzt, dass Anfang 2004 Kanalbaumaßnahmen an der Werderstraße zwi-
schen Belfordplatz und Blumenthalstraße und an der unteren Goebenstraße durchgeführt 
werden. Im Anschluss hieran erfolgt ab ca. Anfang Mai 2004 der Kanal- und Straßenbau in 
der Bismarckstraße zwischen Friedrichstraße und Blumenthalstraße sowie in der oberen 
Goebenstraße. In der Werderstraße und unteren Goebenstraße wird es erforderlich sein, 
nach Abschluss des Kanalbaus eine provisorische Asphaltdecke aufzubringen, während in 
der Bismarckstraße der Straßenbau unmittelbar auf den Kanalbau folgt.  
 
Im Folgenden werden die konkreten Planungen vorgestellt. Auf den Hinweis eines Anliegers 
des östlichen Teils der Bismarckstraße auf die fehlende Abstimmung mit den Anwohnern 
kündigt Herr Apel an, dass entsprechende Detailgespräche noch geführt werden.  
 
 
2. Stadtentwicklung im Dialog (TOP 2)     
 
a) Bebauungsplanänderungen  
Auf Hinweis von Herrn Haarmann bestätigt Herr Apel, dass es für den Bereich des Stadtwer-
kebetriebshofes an der Lotter Straße neue Planungen gibt. Im Frühjahr 2004 wird hierzu ein 
städtebaulicher Ideenwettbewerb gestartet. 
 
b) Kanal- und Straßenbauplanungen  
Herr Schmidt nennt die Maßnahmen, die neben der laufenden Erneuerung von Gasleitungen 
im Bereich Kanal- und Straßenbau in den nächsten Jahren geplant sind (s. Anlage). 
 
Auf Nachfrage von Bürgern ergänzt Herr Schmidt, dass auch teilweise die von der Albrecht-
straße abführenden Stichstraßen ausgebaut werden. Die Kennepohlstraße wird nach derzei-
tigem Stand etwa 2005 erneuert.  
 
Herr Haarmann ergänzt zur Albrechtstraße, dass diese nicht als Hauptverkehrsstraße aus-
gebaut werden soll und deshalb die Fördermittel nach dem Gemeindeverkehrsfinanzie- 
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rungsgesetz entfallen. Dementsprechend wird es beim Ausbau nur eine Minimallösung ge-
ben.  
 
Auf Nachfrage eines Bürgers erläutert Herr Schmidt, dass durch den Kanalbau in geschlos-
sener Bauweise an der Lotter Straße Mehrkosten in Höhe von ca. 800.000,00 € (ca. 30 %) 
entstehen. Er verdeutlicht, dass die Tunnellösung im öffentlichen Interesse liegt, da ansons-
ten eine einseitige Sperrung der Einfallstraße unter erheblicher Beeinträchtigung auch des 
Busverkehrs notwendig wäre.  
 
Auf den Hinweis eines Bürgers, dass der Kanalbau an der Iburger Straße in offener Bauwei-
se durchgeführt wird, gibt Herr Schmidt zu bedenken, dass die beiden Straßen hinsichtlich 
des Querschnitts nicht vergleichbar sind.  
 
Herr Leyendecker bestätigt, dass es sich bei der Entscheidung über die Tunnellösung an der 
Lotter Straße um eine sehr schwierige Abwägung gehandelt hat und die Wahl dieser Lösung 
die Ausnahme bleiben muss.  
 
 
3. Von Bürgern und Vereinen angemeldete Tagesordnungspunkte  
 
a) Bebauungsplan Nr. 97 - In der Barlage, Ost -   
Herr Apel kündigt an, dass die Verwaltung dem Stadtentwicklungsausschuss am 20. No-
vember 2003 empfehlen wird, aufgrund der überwiegenden Ablehnung das Änderungsver-
fahren für den Bebauungsplan ’In der Barlage’ einzustellen.  
 
Diese Ankündigung wird von zahlreichen Bürgerinnen und Bürgern begrüßt.  
 
Herr Henning äußert sein Unverständnis über diese Entscheidung, da die Grundstücke etwa 
3.000 qm bis 4.000 qm groß und zumeist nur mit einem Haus bebaut sind.  
 
b) Straßen- und Kanalbaumaßnahmen Bismarckstraße  
Dieses Thema wurde bereits unter TOP 1 behandelt. 
 
c) Verkehrssituation Bismarckstraße  
Dieses Thema wurde bereits unter TOP 1 behandelt. 
 
d) Parksituation Albrecht-/Caprivistraße  
Frau Heilmann verdeutlicht, dass durch die Inbetriebnahme der südlichen Erweiterung der 
Fachhochschule ein noch höherer Parkdruck für alle umliegenden Straßen entstehen wird. 
Sie bittet um Mitteilung, wie viele Studenten erwartet werden. 
 
Herr Apel räumt ein, dass es durch die Erweiterung zu einer Verschärfung der Parksituation 
kommen kann. Gleichzeitig erinnert er jedoch daran, dass die Einführung des Anwohnerpar-
kens für diesen Bereich geplant ist und die dortige Situation weiter genau beobachtet wird. 
Konkrete Studentenzahlen liegen der Verwaltung bisher nicht vor.  
 
Herr Bartlitz regt an, bereits im Vorfeld Maßnahmen zu ergreifen, die zu einer Entschärfung 
führen können.  
 
Herr Apel entgegnet, dass in der Bauordnung die Einrichtung von Stellplätzen bereits vorge-
schrieben ist und weitere Auswirkungen ggf. abgewartet werden müssen.  
 
Frau Brand weist darauf hin, dass die Parksituation im Bereich Albrechtstraße/Reimerdes-
straße/Schoellerstraße bereits jetzt durch die Autos der Studenten katastrophal ist.  
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Herr Hilker bekräftigt, dass in diesem Bereich das Parkverbot nicht beachtet wird und Ret-
tungsfahrzeuge die Straßen oftmals nicht mehr befahren können. 
 
Herr Obermeyer bestätigt, dass bei den Kontrollen in der Vergangenheit zahlreiche Verstöße 
festgestellt wurden und kündigt weiterhin regelmäßige Kontrollen an. Auf Wunsch zahlreicher 
Bürger verspricht Herr Bürgermeister Jasper, zur nächsten Sitzung des Bürgerforums Vertre-
ter der Universität und Fachhochschule einzuladen.  
 
Herr Gratzke weist darauf hin, dass in letzter Zeit verstärkt Probleme durch donnerstags  
abends stattfindende FH-Feten auftreten. Die alarmierte Polizei hat vielfach sich für nicht 
zuständig erklärt und an die Stadtverwaltung verwiesen.  
 
Herr Obermeyer verdeutlicht, dass diese Aussage nicht richtig ist. Der Verkehrsaußendienst 
der Stadtverwaltung ist lediglich während der Tages- bzw. Einsatzzeiten zuständig. Außer-
halb dieses Zeitraumes ist dagegen die Polizei der richtige Ansprechpartner bei Parkverstö-
ßen. Er bittet die Bürger, die Namen der Polizisten, die derartige Aussagen treffen, an ihn 
weiterzuleiten  
 
Herr Busch sieht für die Parkprobleme im Umfeld der Caprivistraße keine Lösungsmöglich-
keit in der Einführung des Anwohnerparkens.  
 
Herr Mertens berichtet, dass nach Auskunft einiger Politessen das halbseitige Parken von 
Autos auf Bürgersteigen nicht geahndet wird.  
 
Herr Obermeyer stellt daraufhin klar, dass diese Auskunft nicht richtig ist. In einem derartigen 
Fall erfolgt regelmäßig eine Ahndung. Lediglich das Abschleppen des Fahrzeugs ist rechtlich 
erst möglich, wenn die Breite des Bürgersteiges auf ein unzumutbares Maß reduziert wird. 
 
e) Planung einer Westumgehung  
Herr Apel erinnert daran, dass vor ca. 3 Jahren eine Tunnellösung für die Westumgehung ins 
Gespräch gebracht wurde. Eine zwischenzeitlich abgeschlossene Studie hat ergeben, dass 
das Vorhaben technisch machbar ist. In Kürze wird nun ein Auftrag für die Erstellung einer 
finanziellen Machbarkeitsstudie erteilt.  
 
Herr Leyendecker verdeutlicht, dass sich das Projekt nicht kurzfristig realisieren lässt und die 
Stadt hierbei auf Fördermittel des Landes und des Bundes angewiesen ist. Daraufhin wird 
von mehreren Bürgern gefordert, eine akzeptable Übergangslösung zu schaffen.  
 
Herr Apel verweist auf die regelmäßig stattfindenden Gespräche mit allen Beteiligten und die 
sich daraus ergebenden verkehrstechnischen Maßnahmen. Er räumt allerdings ein, dass 
eine endgültige Lösung nur durch die Umgehungsstraße möglich ist.  
 
Herr Haarmann verdeutlicht, dass es sich angesichts der im Raum stehenden 56 Mio. € um 
ein immenses Investitionsvorhaben handelt und eine sorgfältige Abwägung durch die Politik 
notwendig ist. Er begrüßt ausdrücklich, dass dennoch erhebliche Anstrengungen in dieser 
Angelegenheit unternommen werden.  
 
Frau Groskurt hält es für ratsam, dass die Politik auch in dieser Situation Mut beweist, sich 
gegen Widerstände von außen durchzusetzen, so wie es an der Lotter Straße geschehen ist.  
 
Herr Kühn gibt zu bedenken, dass ein Westtunnel zusätzlichen Schwerlastverkehr anziehen 
würde.  
 
Herr Apel entgegnet, dass bis zur Realisierung des Westtunnels voraussichtlich der 6-
spurige Ausbau der Autobahn A 1 erfolgt ist und dann der Anreiz für eine Abkürzung durch  
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das Stadtgebiet gering sein wird. Für das Umfeld des Tunnels bis hin zur Innenstadt wird 
eine verkehrliche Entlastung erwartet.  
 
In diesem Zusammenhang äußert ein Bürger die Befürchtung, dass im Fall der Ansiedlung 
der Firma IKEA auch Auswirkungen u.a. auf der Mozartstraße zu spüren sein werden. Herr 
Apel bestätigt, dass es sicherlich Verkehrsbeziehungen in Richtung Innenstadt geben wird 
und dieses von der Osnabrücker Kaufmannschaft zur Belebung des Geschäftes sogar aus-
drücklich erwünscht ist.  
 
Auf konkrete Nachfrage zum weiteren Zeitplan erklärt Herr Schmidt, dass die finanzielle 
Machbarkeitsstudie voraussichtlich spätestens im April 2004 vorliegen wird.  
 
Abschließend kritisiert ein Bürger, dass bisher ausschließlich Verkehrsfragen diskutiert wur-
den und die vortragenden Bürger nur ihre persönlichen Interessen sehen. Herr Leyendecker 
bestätigt diese Auffassung und verdeutlicht, dass es dementsprechend Aufgabe der Politik 
sein muss, die Einzelinteressen untereinander abzuwägen. So ist z.B. im Zusammenhang 
mit dem zweifellos bestehenden hohen Parkdruck auch der Stellenwert von Fachhochschule 
und Universität zu sehen. Es muss darauf abgezielt werden, eine Harmonisierung aller Inte-
ressen zu erreichen. Ebenso stellt sich die Situation auch bei der Ansiedlung der Firma IKEA 
dar.  
 
f) Verkehrsprobleme Rheiner Landstraße  
Herr Kothöfer gibt zu bedenken, dass die Leitpfähle auf der Rheiner Landstraße im Bereich 
der Blankenburg eine Gefährdung der Verkehrsteilnehmer darstellen. Herr Obermeyer ver-
deutlicht, dass diese zum Schutz der Radfahrer installiert wurden und durch die Einengung 
eine Geschwindigkeitsreduzierung des Pkw-Verkehrs erzielt werden kann. Da die Leitpfähle 
bereits bei geringem Widerstand abknicken, stellen sie im Karambolagefall keine große Ge-
fahr dar.  
 
 
 
 
gez. 
Hinrichsen 
Protokollführer        
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